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„Das ist eine absolute Mogelpackung“

Bildung: Experten diskutieren im Landtag über neues Schulgesetz – Großer Streitpunkt ist das Thema Inklusion

WIESBADEN. Im Sommer soll das neue hessische Schulgesetz in Kraft treten, doch um zentrale Neuerungen tobt weiter eine heftige Auseinandersetzung: Die Abschnitte zur neuen Mittelstufenschule, dem gemeinsamen Unterricht von behinderten und nichtbehinderten Kindern (Inklusion) und die größere Selbstständigkeit von Schulen waren bei einer Landtagsanhörung am Donnerstag besonders umstritten. Rund 40 Experten aus Politik, Wirtschaft und Bildung kamen zu Wort.

Der Bergsträßer Landrat Matthias Wilkes kritisierte die vage Regelung zur Finanzierung der Inklusion. Würden behinderte und nichtbehinderte Kinder flächendeckend gemeinsam unterrichtet, dann „führt das relativ schnell pro Schule zu Millionensummen“ für bauliche Veränderungen, sagte der CDU-Mann. Er forderte die Landesregierung auf, im Gesetz klar zu regeln, dass das Land die Zusatzkosten übernehme: „Wenn die Ressourcen nicht da sind, führt das zu einem Kleinkrieg.“ Auch Jürgen Dieter vom Städtetag warnte vor einem „langen Streit“ zwischen Land und Kommunen. Andere Experten kritisierten die Unbestimmtheit im Gesetzestext; danach habe eben nicht jedes behinderte Kind Anrecht auf den Schulbesuch mit nichtbehinderten Kindern, obwohl genau das in der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen verpflichtend stehe. Dieses Recht werde zwar im Gesetz erwähnt, aber es stehe unter einem „Vorbehalt der personellen, räumlichen und sächlichen Möglichkeiten“ der Schulen, monierte der Vorsitzende des Landesbehindertenrats Hessen, Andreas Kammerbauer. Noch heftiger fiel die Kritik der Landesarbeitsgemeinschaft „Gemeinsam leben – gemeinsam lernen“ aus. „Das ist eine absolute Mogelpackung“, sagte Eva Wingerter.

Kultusministerin Dorothea Henzler (FDP), die selbst nur kurz bei der Anhörung zu ihrem Schulgesetz anwesend war, verwies auf die Finanzknappheit des Landes und begründete so, dass bei der Inklusion nur langsame Erfolge möglich seien: „Ich habe immer gesagt, dass das ein Weg von zehn bis zwanzig Jahren ist.“

Ein geteiltes Echo riefen die Pläne für Mittelstufenschulen hervor, in denen Haupt- und Realschulen ab Sommer die Möglichkeit haben zu fusionieren. Knud Dittmann vom Hessischen Philologenverband, der von der CDU berufen war, sprach sich für ein gegliedertes Schulsystem aus und nannte die Reform „maßvoll, behutsam und an den Erfordernissen der Praxis orientiert“. Auch Jaqueline Gormann von der Arbeitsgemeinschaft Liberaler Lehrer Hessen befürwortete grundsätzlich die neue Mittelstufenschule. Sie kritisierte jedoch, dass an der Schule Lehrer entscheiden dürften, ob ein Kind den Haupt- oder Realschulabschluss mache. So werde der Elternwille ausgehebelt.

Andreas Haberl von den Handwerkskammern nannte die Weichenstellung für mehr Selbstständigkeit an Schulen richtig, aber: „Wir hätten uns mehr Mut gewünscht.“
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Hessische Bildungsreform bei Experten umstritten

WIESBADEN. Die geplante Reform des hessischen Schulsystems hat bei Experten und betroffenen Gesellschaftsgruppen ein deutlich geteiltes Echo hervorgerufen. Bei einer Anhörung des Landtags in Wiesbaden prallten die unterschiedlichen Meinungen zu den zentralen Vorhaben Inklusion, selbstständige Schulen und neue Mittelstufenschule für Haupt- und Realschüler am Donnerstag (7.) aufeinander. Die Städte und Landkreise verlangten mehr Geld und mehr Mitsprache in der Schulverwaltung. Kultusministerin Dorothea Henzler (FDP) sagte Änderungen an dem Gesetzestext in Details zu.

Für den Landkreistag verlangte der Bergsträßer Landrat Matthias Wilkes (CDU), die Mittel für die schulpolitischen Vorhaben bereits im Gesetz festzuschreiben, das bereits ab dem kommenden Schuljahr gelten soll. So seien beispielsweise für den gemeinsamen Unterricht mit behinderten Schülern (Inklusion) umfangreiche Umbauten notwendig, die pro Schule leicht in die Millionen gehen könnten. Daher werde wenigstens ein Stufenplan zur Umsetzung benötigt. Ohne Finanzierung würden Erwartungen geweckt, die nicht eingehalten werden könnten. Jürgen Dieter vom hessischen Städtetag sagte in dieser Frage einen langen Streit ums Geld voraus.

Das Ziel der selbstständigen Schule werde allein schon durch die getrennte Schulverwaltung zwischen den Kommunen und den staatlichen Schulämtern infrage gestellt, meinte Wilkes. Den Schulen werde so noch nicht einmal ein einheitliches Budget gewährt. Dieter verlangte die Verlagerung der übrigen, nicht von der Schule selbst zu bewältigenden Verwaltungsaufgaben zu den Kommunen. „Das Land will nur unser Geld, nicht aber unsere Gestaltungskraft.“

Kultusministerin Henzler verwies auf den Verfassungsrang der getrennten Schulverwaltung. Sie kündigte außerdem Änderungen in Gesetzesdetails an. So werde zum Beispiel das Fach Arbeitslehre auch künftig erteilt und auch im Gesetz festgeschrieben. Sie verteidigte, dass zum Beispiel die Inklusion nur nach den finanziellen Möglichkeiten umgesetzt werden könne. „Ich habe immer gesagt, dass das ein Weg von 10 bis 20 Jahren ist.“

Der Landeselternbeirat verlangte erneut die Rücknahme der G8-Regelung, also das Abitur nach acht Jahren in der weiterführenden Schule. Die vermeintliche Selbstständigkeit der Schulen dürfe nicht mit Sparvorgaben und gekürzten Budgets begleitet werden. Ebenso wurde die Rücknahme der Kürzungen im Bildungsetat 2011/2012 um 113 Millionen Euro verlangt. Henzler sagte dazu, dass die Haushaltsverhandlungen für das Jahr 2012 noch bevorstehen. Zudem werde nur in der Schulverwaltung, nicht aber an den Schulen gespart.

Bei der Anhörung sollten rund 40 Verbände ihre Meinung zu dem Gesetzentwurf kundtun. Die Ausbildungsexpertin der IHK Frankfurt, Brigitte Scheuerle, verlangte eine bessere Orientierung der Schüler auf das spätere Berufsleben. Es sei unverständlich, warum dies nicht als Ziel in das Gesetz geschrieben worden sei.

Die Opposition lehnt das Gesetzesvorhaben der CDU/FDP-Regierung weiterhin ab. Die Grünen setzen auf ein Zwei-Säulen-Modell, das neben dem Gymnasium noch die sogenannte „Neue Schule“ anbietet, die Schüler zu allen Abschlüssen führen soll. Auch die SPD will die Kinder in „Gemeinschaftsschulen“ länger gemeinsam lernen lassen und zudem den Weg zum Abitur wieder um ein Schuljahr verlängern (G9). Die Finanzierungsproblematik sei zu recht von vielen angesprochen worden, erklärte die Linken-Abgeordnete Barbara Cárdenas. Fehlendes Geld drohe Dauerargument für die Stagnation im Bildungsbereich zu werden.

Ins Grundsätzliche gingen die von der SPD benannte Bochumer Erziehungswissenschaftlerin Gabrielle Bellenberg, die sich für längeres gemeinsames Lernen aussprach, und Knud Dittmann vom Hessischen Philologenverband, der von der CDU als Experte berufen worden war. Er verteidigte das Festhalten der Hessen am gegliederten Schulsystem. Es gebe keine wissenschaftlichen Belege dafür, dass längeres gemeinsames Lernen zu einem besseren Bildungsstand führe. Zudem sei das deutsche System nach EU-Untersuchungen durchlässiger für Kinder von Nicht-Akademikern als in den anderen EU-Staaten.

Der Landesvorsitzende der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), Jochen Nagel, kritisierte das Schulgesetz: Es gebe zu brennenden Fragen keinerlei Antworten. „Stattdessen werden mehr Konkurrenz und Wettbewerb, noch mehr Leitungsdruck und soziale Selektion forciert.“






